Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3750 


Bundesrepublik Deutsdiland 
Der Bundeskanzler 

III/l — 68070 — 5077/69 


Bonn, den 22. Januar 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Rechtsangleichung in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates für die Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Bremsanlagen 
bestünmter Klassen von Kraftfahrzeugen und deren An- 
hängern 

eine Riditlinie des Rates für die Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über den Ein- und Ausstieg 
(Türen, Trittstufen usw.) von Kraftfahrzeugen. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 21. De- 
zember 1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Drude; Bonner Univeisitftts-Budbdrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, GoethestraBe 54, Tel. 6 35 51 
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Vorsdilag einer Richtlinie des Rates 
für die Angleidiung der Reditsvorschriften der Mitgliedstaaten 

über die Bremsanlagen 

bestimmter Klassen von Kraftfahrzeugen und deren Anhängern 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

gestützt auf die Richtlinie des Rates vom 

betreffend die Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für 
Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger ^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung folgender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen Kraftfahr- 
zeuge auf Grund der einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften genügen müssen, betreffen u. a. auch die 
Bremsanlagen bestimmter Klassen von Kraftfahr- 
zeugen und deren Anhängern. 

Diese Bestimmungen sind von Mitgliedstaat zu 
Mitgliedstaat verschieden. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit ihrer Harmonisierung, namentlich um 
für jeden Fahrzeugtyp in gemeinschaftliches Zu- 
lassungsverfahren anwenden zu können, wie es in 
der Richtlinie vom behandelt ist. 

Die harmonisierten Vorschriften sollen die Ver- 
kehrssicherheit auf dem gesamten Territorium der 
Gemeinschaft gewährleisten. 

Aus dem gleichen Grunde muß jeder Mitgliedstaat 
in der Lage sein, in den von ihm bezeichneten gebir- 
gigen Gegenden den Verkehr mit Fahrzeugen der 
Klassen M 2 und Ms, die keiner Sonderprüfung unter- 
zogen worden sind, zu untersagen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1.. Als Fahrzeug im Sinne dieser Richtlinie gelten 
alle am Straßenverkehr teilnehmenden Kraftfahr- 
zeuge mit oder ohne Aufbau mit mindestens 4 Rä- 
dern und einer bauartbedingten Höchstgeschwindig- 
keit von mehr als 25 km/h sowie ihre Anhänger, die 
unter nachstehende Klassen fallen: 


a) Klasse M: Kraftfahrzeuge für Personenbeförde- 
rung mit mindestens 4 Rädern bzw. mit drei 
Rädern und einem Höchstgewicht über 1 t 

— Klasse Mi: Fahrzeuge zur Personenbeförde- 
rung mit höchstens 4 Sitzplätzen außer dem 
Fahrersitz 

— Klasse M 2 ; Fjahrzeuge zur Personenbeförde- 
rung mit mehr als 8 Sitzplätzen außer dem 
Fahrersitz und einem Höchstgewicht bis zu 5 t 

— Klasse M 3 : Fahrzeuge für Personenbeförde- 
rung mit mehr als 8 Sitzplätzen außer dem 
Fahrersitz und einem Höchstgewicht über 5 t 

b) Klasse N: Kraftfahrzeuge für Güterbeförderung 
mit mindestens 4 Rädern bzw. mit 3 Rädern und 
einem Höchstgewicht über 1 t 

— Klasse Ni: Fahrzeuge für Güterbeförderung 
mit einem Höchstgewicht bis zu 3,5 t 

— Klasse N 2 ; Fahrzeuge für Gütertransport mit 
einem Höchstgewicht über 3,5 t bis 12 t 

— Klasse N 3 : Fahrzeuge für Gütertransport mit 
einem Höchstgewicht über 12 t 

c) Klasse O: Anhänger (einschließlich Satte lauflie- 
ger) 

— Klasse Oi: Anhänger mit einem Höchst- 
gewicht bis zu 0,75 t 

— Klasse O 2 : Anhänger mit einem Höchst- 
gewicht über 0,75 t bis zu 3,5 t 

— Klasse O 3 : Anhänger mit einem Höchst- 
gewicht über 3,5 t bis zu 10 t 

— Klasse O 4 : Anhänger mit einem Gesamt- 
gewicht über 10 t. 

2. Für Klasse M gilt, daß Gliederfahrzeuge, die 
aus zwei untrennbar, jedoch gelenkig verbundenen 
Teilen bestehen, als ein Fahrzeug anzusehen sind. 

3. Bei Fahrzeugen der Klassen M und N ist bei 
Sattelzugmaschinen für die Klassifizierung der Fahr- 
zeuge das Gewicht des betriebsfertigen Schleppers 
zuzüglich des Aufsattelgewichtes des Sattelanhän- 
gers sowie ggf. die maximale Ladung der Zug- 
maschine selbst anzusehen. 


KOM (68) 529 endg. vom 11. Juli 1968, Amtsblatt der 
Europäishen Gemeinschaften Nr. C 125 vom 28. No- 
vember 1968 
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4. Bei Fahrzeugen der Klasse N gelten als beför- 
derte Güter auch Geräte oder Einrichtungen auf 
manchen Spezialfahrzeugen, die nicht für Personen- 
beförderung bestimmt sind (Kranfahrzeuge, Werk- 
stattfahrzeuge, Werbef ahrzeuge usw.). 

5. Bei Fahrzeugen der Klasse O ist als höchstzu- 
lässiges Gewicht bei der Klassifizierung der Sattel- 
anhänger das von den Achsen des mit der Zug- 
maschine verbundenen Anhängers bei der für ihn 
zulässigen maximalen Zuladung auf die Fahrbahn 
ausgeübte Belastung anzusehen. 

A r t i k e 1 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen weder die EWG-Be- 
triebserlaubnis noch die Betriebserlaubnis mit natio- 
naler Geltung für ein Fahrzeug aus Gründen, die sich 
auf die Bremsanlagen beziehen, verweigern, wenn 
diese die in den Anhängen I, II, III, IV und V fest- 
gesetzten Vorschriften erfüllen. 


Artikel 3 

Betrifft eine im Beschreibungsbogen aufgrund von 

Artikel 6 der Richtlinie des Rates vom 

vorgenommene Änderung eines der Bauteile oder 
der technischen Merkmale, die in der im Anhang I, 
Punkt 1.1 aufgeführten Begriffsbestimmung eines 
„Fahrzeugtyps hinsichtlich des Bremssystems" ent- 
halten sind, so entscheidet der Mitgliedstaat, der 
die EWG-Betriebserlaubnis erteilt hat, ob eine neue 
Bremsprüfung durchgeführt und ein neues Prüfproto- 
koll aufgestellt werden muß. 

Ist das Ergebnis der Bremsprüfung unzureichend, 
so wird die Betriebserlaubnis verweigert. 


A r t i k e 1 4 

1. Aus Gründen der Verkehrssicherheit kann jeder 
Mitgliedstaat in den von ihm bezeichneten ge- 
birgigen Gegenden den Verkehr mit Fahrzeugen der 


Klassen M2 und M3, welche die Bremsprüfung vom 
Typ II bis, gemäß Anhang II, Punkt 1.5., nicht er- 
füllt haben, untersagen, 

2 . Der Mitgliedstaat, der von dieser Möglichkeit 
Gebrauch macht, unterrichtet hiervon die übrigen 
Mitgliedstaaten unter Angabe der Gebiete, für 
welche das Verbot gilt. 

3. Bei der EWG-Betriebserlaubnis werden Fahr- 
zeugtypen der Klassen M 2 und M 3 auf Antrag des 
Herstellers anstelle der Bremsprhfung, Typ II der 
Bremsprüfung Typ II bis unterzogen. Die Bescheini- 
gung, daß das Fahrzeug diesem Versuch entsprochen 
hat, wird dem übereinstimmungsbogen beigefügt. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen achtzehn Monaten nach 
ihrer Bekanntgabe nachzukommen und unterrichten 
die Kommission unverzüglich hiervon. 

2 . Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie wachen die 
Mitgliedstaaten darüber, daß die Kommission von 
allen Entwürfen späterer Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften, die sie auf dem von der Richtlinie er- 
faßten Gebiet zu erlassen beabsichtigen, so recht- 
zeitig unterrichtet wird, daß diese sich hierzu äußern 
kann. 

Art ikel 6 

Die Mitgliedstaaten dürfen die bestehende Rege- 
lung erst drei Jahre nach Veröffentlichung dieser 
Richtlinie im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften außer Kraft setzen, um nur die dieser Richt- 
linie gemäßen Bestimmungen in Kraft zu lassen. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Aufstellung der Anhänge zum Vorsdilag einer Riditlinie des Rates zur 
Angleidiung der Reditsvorsdiriften der Mitgliedstaaten über die Brems* 
anlagen für bestimmte Kraftfahrzeugklassen und ihren Anhängern 


Anhang I: 
Anhang II: 
Anhang III: 

Anhang IV : 
Anhang V: 


Begriffsbestimmungen und Bau- und Montagevorschriften 
Bremsprüfungen und Bremswirkung 

Methode zur Messung der Ansprech- und Schwelldauer bei Fahrzeugen mit Druck- 
luftbremsanlagen 

Energiebehälter 

Federspeicherbremsen und Zylinder mit Rollensperre 
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Anhang I 


Begriffsbestimmungen und Bau- und Montagevorsdiriften 


1 Begriffsbestimmungen 

1.1 „Fahrzeugtyp hinsichtlich des Bremssystems'' 

Als„Fahrzeugtyp hinsichtlich des Bremssystems" bezeichnet man die Fahrzeuge, 
die keine wesentlichen Unterschiede aufweisen; diese Unterschiede können ins- 
beondere folgende Punkte betreffen: 

1.1.1 betreffend das Kraftfahrzeug 

1.1. 1.1 . Fahrzeugklasse nach Begriffsbestimmung in Artikel 1 der Richtlinie 

1.1. 1.2 Höchstgewicht, wie unter dem folgenden Punkt 1.13 definiert 

1.1. 1.3 Verteilung dieses Gewichts auf die Achsen 

1.1. 1.4 bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit 

1.1. 1.5 Bremsanlage verschiedener Art, insbesondere ob eine Bremanlage für den An- 
hänger vorhanden ist oder nicht 

1 . 1 . 1 .6 Zahl und Lage der Achsen 

1.1. 1.7 Bauart der Antriebmaschine 

1.1. 1.8 Anzahl der Untersetzungsstufen und Größe der Gesamtuntersetzung 

1.1. 1.9 Untersetzung oder Untersetzungen der Brücke oder Brücken der angetriebenen 
Achse oder Achsen 

1.1.1.10 Abmessungen der Bereifung 

1.1.2 betreffend den Anhänger 

1.1. 2.1 Fahrzeugkiasse nach Begriffsbestimmung in Artikel 1 der Richtlinie 

1. 1.2.2 Höchstgewicht, wie unter dem folgenden Punkt 1.13 definiert 

1.1. 2.3 Verteilung dieses Gewichts auf die Achsen 

1.1. 2.4 Bremsanlagen verschiedener Art 

1 . 1 .2.5 Zahl und Lage der Achsen 

1.1. 2.6 Abmessungen der Bereifung 

1.2 „Bremsanlage* 

Als „Bremsaniage" bezeichnet man die Gesamtheit der Einrichtungen zur allmäh- 
lichen Verminderung der Geschwindigkeit eines fahrenden Fahrzeugs bis zum 
Stillstand oder zum Feststellen eines haltenden Fahrzeugs. Diese Wirkung ist 
unter Punkt 2,1.2 näher spezifiziert. Die Anlage besteht aus der Bedienungsein- 
richtung, den Übertragungsmitteln und der eigentlichen Bremse. 


1.3 „Bedienungseinrichtung* 

Als „Bedienungseinrichtung" bezeichnet man die vom Fahrer oder gegebenenfalls 
bei Sattelanhängern vom Beifahrer unmittelbar betätigte Einrichtung, um dem 
Übertragungsmittel die zum Bremsen erforderliche Kraft einzuleiten oder diese zu 
steuern. Diese Kräfte können entweder die Muskelkraft des Fahrers sein, die 
Kraft einer anderen vom Fahrer gesteuerten Kraftquelle, gegebenenfalls die Be- 
wegungsenergie eines Anhängers oder eine Kombination dieser Kräfte. 
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1.4 „übertragungsmitter 

Als „ übertragungsmitter' bezeichnet man die Gesamtheit der Bauteile, die die 
Bedienungseinrichtung und die Bremse funktionsmäßig miteinander verbinden. 
Die Übertragung kann mechanisch, hydraulisch, pneumatisch, elektrisch oder als 
kombinierte Übertragung ausgeführt sein. Wird mit einer vom Fahrer unabhän- 
gigen, aber von ihm gesteuerten Fremdkraft oder Hilfskraft gebremst, so gilt 
deren Kraftvorrat ebenfalls als Übertragungsmittel. 

1.5 „Bremse" 

Als „Bremse" bezeichnet man die Einrichtung, in der die der Bewegung des Fahr- 
zeugs entgegenwirkenden Kräfte entstehen. Zulässig sind Reibungsbremsen (wo- 
bei die Kräfte aus der Reibung zweier sich gegeneinander bewegender Teile des 
Fahrzeugs entstehen), elektrische Bremsen (bei denen die Kräfte aus der elektro- 
magnetischen Wirkung zweier sich gegeneinander bewegender, sich aber nicht 
berührender Fahrzeugteile entstehen), Flüssigkeitsbremsen (bei denen die Kräfte 
sich durch die Wirkung einer Flüssigkeit entwickeln, die sich zwischen zwei sich 
gegeneinander bewegenden Fahrzeugteilen befindet), Motorbremsen (bei denen 
die Kräfte durch künstliche Erhöhung der auf die Räder übertragenen Brems- 
wirkung des Motors entstehen). 

1.6 „Versdiiedenartige Bremsanlagen" 

Als „verschiedenartige Bremsanlagen" bezeichnet man die Bremsanlagen, die 
unter sich grundlegende Verschiedenheiten aufweisen, namentlich in folgenden 
Punkten: 

1.6.1 Anlagen mit untereinander verschiedenartigen Bauteilen, 

1.6.2 Anlagen, deren Bauteile aus unterschiedlichen Werkstoffen bestehen oder eine 
voneinander abweichende Form oder Größe besitzen, 

1 .6.3 Anlagen, bei denen die Bauteile verschiedenartig angeordnet sind. 


1.7 „Bauteil einer Bremsanlage'' 

Als „Bauteil einer Bremsanlage" bezeichnet man einzelne Elemente, die zusam- 
men die vollständige Bremsanlage bilden. 

1.8 „Durchgehende Bremse" 

Als „durchgehende Bremse" bezeichnet man die Bremsanlage für Fahrzeugzusam- 
menstellungen mit folgenden Merkmalen: 

1.8.1 eine einzige Bedienungseinrichtung wird vom Führersitz aus mit einem ein- 
zigen Vorgang progressiv betätigt, 

1.8.2 die zum Bremsen des Zuges erforderliche Kraft wird von derselben Kraftquelle 
geliefert (die die Muskelkraft des Fahrers sein kann), 

1.8.3. die Bremsanlage bewirkt die gleichzeitige bzw. zweckentsprechend abgestufte 

Bremsung der einzelnen Fahrzeuge ohne Rücksicht auf deren Platz im Zuge. 

1.9 „Halb'durchgehende Bremsen" 

Als „halb-durchgehende Bremsen" bezeichnet man die Bremsanlage für Fahrzeug- 
zusammenstellungen mit folgenden Merkmalen: 

1.9.1 eine einzige Bedienungseinrichtung wird vom Führersitz aus mit einem einzigen 
Vorgang progressiv betätigt, 

1.9.2 die zum Bremsen des Zuges erforderliche Kraft wird von zwei getrennten Kraft- 
quellen geliefert (von denen eine die Muskelkraft des Fahrers sein kann), 

1.9.3. die Bremsanlage bewirkt die gleichzeitige bzw. zweckentsprechend abgestufte 

Bremsung der einzelnen Fahrzeuge ohne Rücksicht auf deren Platz im Zuge. 
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1.10 „Selbsttätige Bremsanlage" 

Als „selbsttätige Bremsanlage" bezeichnet man die selbsttätige Bremsung des 
oder der Anhänger, die bei einer Trennung von Fahrzeugen des Zuges, auch in- 
folge Abreißens der Anhängerkupplung stattfindet, ohne daß die Bremswirkung 
des restlichen Teiles des Zuges aufgehoben wird. 

1.11 „Auflaufbremse" 

Als „Auflauf bremse" bezeichnet man das „Bremssystem", bei dem die beim Auf- 
laufen des Anhängers auf das ziehende Fahrzeug ausgelösten Kräfte ausgenutzt 
werden. 

1.12 „Beladenes Fahrzeug" 

Als „beladenes Fahrzeug" bezeichnet man, falls nichts besonderes angegeben ist, 
das bis zu einem „höchstzulässigen Gewicht" belastete Fahrzeug. 

1.13 „Höchstgewicht" 

Als „Höchstgewicht" bezeichnet man das vom Hersteller angegebene technisch 
höchstzulässige Gesamtgewicht (dieses Gewicht kann höher sein als das amtlich 
zulässige „Höchstgewicht"). 


2 Bau- und Montagevorschriften 

2.1 Allgemeines 

2.1.1 Bremsaniage 

2. 1.1.1 Die Bremsanlage muß so entworfen, gebaut und montiert sein, daß das Fahrzeug 
unter normalen Verwendungsbedingungen unbeschadet der beim Fahren auf- 
tretenden Erschütterungen die Vorschriften dieser Richtlinie erfüllt; 

2. 1.1. 2 insbesondere ist die Bremsanlage so zu entwerfen, zu bauen und zu montieren, 

daß sie den im Betrieb auftretenden Korrosions- und Alterungserscheinungen 
standhält. 

2.1.2 Wirkung der Bremsanlagen 

Die in Punkt 1.2 definierte Bremsanlage muß wie folgt wirken: 

2. 1.2.1 Betriebsbremsanlage 

Die Betriebsbremsanlage muß bei allen Geschwindigkeits- und Belastungszustän- 
den und bei beliebiger Steigung und beliebigem Gefälle eine Kontrolle der Fahr- 
zeugbewegung sowie ein sicheres, schnelles und wirksames Anhalten des Fahr- 
zeugs ermöglichen. Der Fahrer muß die Bremswirkung vom Führersitz aus er- 
zielen können, ohne die Hände von der Lenkvorrichtung zu nehmen. 

2. 1.2.2 Hilfsbremsanlage 

Die Hilfsbremsanlage muß bei Ausfall der Betriebsbremsanlage das Anhalten des 
Fahrzeugs innerhalb einer angemessenen Entfernung ermöglichen. Ihre Wirkung 
kann abgestuft sein. Der Fahrer muß die Hilfsbremsanlage vom Fahrersitz aus 
erreichen können und dabei mindestens mit einer Hand die Kontrolle der Lenk- 
vorrichtung behalten. Für die Auslegung dieser Vorschriften wird angenommen, 
daß nicht mehr als eine Störung gleidizeitig in der Betriebsbremsanlage auftreten 
kann. 
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2. 1.2.3 Feststellbremsanlage 

Die Feststellbremsanlage muß das Abrollen des stehenden Fahrzeugs in der 
Steigung oder im Gefälle verhindern, auch bei Abwesenheit des Fahrers, wobei 
die bremsenden Teile durch eine rein mechanische Vorrichtung in Bremsstellung 
festgehalten werden. Der Fahrer muß die Bremsanlage vom Führersitz aus er- 
reichen können, vorbehaltlich der für Anhänger geltenden Vorschriften des nach- 
stehenden Punktes 2.2.2.10. 


2.2 Eigenschaften der Bremsanlagen 

2.2.1 Fahrzeuge der Klassen M und N 

2.2.1. 1 Die Gesamtheit der Bremsanlage eines Fahrzeugs muß jeweils die für die Be- 
triebsbremsanlage, die Hilfsbremsanlage und die Feststellbremsanlage geltenden 
Bedingungen erfüllen. 

2.2. 1.2 Die Anlagen für die Betriebsbremse, die Hilfsbremse und die Feststellbremse 
können gemeinsame Teile aufweisen, vorausgesetzt, daß sie nachstehende Vor- 
schriften erfüllen: 

2.2. 1.2.1 es müssen mindestens zwei voneinander unabhängige Bedienungseinrichtungen 
vorhanden sein, die vom Fahrersitz aus erreichbar sind; diese Forderung muß 
auch erfüllt sein, wenn der Fahrer einen Sicherheitsgurt angelegt hat; 

2.2. 1.2.2 die Betätigung der Betriebsbremsanlage muß von der der Feststellbremsanlage 
getrennt sein; 

2.2. 1.2.3 haben die Betriebsbremsanlage und die Hilfsbremsanlage eine gemeinsame Be- 
tätigungseinrichtung, so darf die Verbindung zwischen dieser Betätigungseinrich- 
tung und den verschiedenen Teilen der Übertragung nach einer bestimmten 
Betriebsdauer keine Beeinträchtigung erleiden; 

2.2. 1.2.4 haben die Betriebsbremsanlage und die Hilfsbremsanlage eine gemeinsame Be- 
tätigungseinrichtung, so muß die Feststellbremsanlage so beschaffen sein, daß sie 
beim fahrenden Fahrzeug betätigt werden kann; 

2.2. 1.2.5 bei Bruch eines Teiles außer den eigentlichen Bremsen (im Sinne von Punkt 1.5) 
bzw. den unter Punkt 2.2, 1.2. 7 aufgeführten Teilen oder bei irgendwelchen 
sonstigen Störungen der Betriebsbremsanlage (mangelhafte Funktion, teilweise 
oder völliger Verbrauch des Kraftvorrats) muß es mit der Hilfsbremsanlage bzw, 
mit dem nicht von der Stönmg betroffenen Teil der Betriebsbremsanlage möglich 
sein, das Fahrzeug unter den für die Hilfsbremsanlage geltenden Bedingungen 
anzuhalten; 

2.2. 1.2.6 insbesondere dann, wenn die Bedienungs- und Übertragungseinrichtungen der 
Hilfsbremsanlage mit derjenigen der Betriebsbremsanlage gemeinsam sind: 

2.2.1. 2.6.1 wird die Betriebsbremsanlage durch die Muskelkraft des Fahrers mit Unter- 
stützung durch eine aus einem oder mehreren Vorratsbehältem gespeisten Hilfs- 
kaft betätigt, so muß die Hilfsbremsung im Falle einer Störung der Hilfskraft- 
bremsanlage durch die Muskelkraft des Fahrers ggf. mit Unterstützung des von 
der Störung nicht beeinflußten Kraftvorrats gewährleistet werden können, wobei 
die Betätigungskraft die vorgeschriebenen Höchstwerte nicht überschreiten darf; 

2.2.1. 2.6.2 erfolgt die Erzeugung der Betriebsbremskraft und ihre Übertragung ausschließlich 
über einen vom Führer gesteuerten Kraftspeicher, so müssen mindestens zwei 
voneinander völlig unabhängige Kraftspeicher vorhanden sein, die jeder ihre 
eigene Übertragungseinrichtung besitzen; jeder Speicher darf nur auf die Brem- 
sen von zwei oder mehreren Rädern in der Weise wirken, daß die Hilfsbremsung 
unter den vorgeschriebenen Bedingungen erzielt wird, ohne die Sicherheit des 
Fahrzeugs während des Bremsens zu beeinträchtigen; jeder Kraftspeicher muß 
außerdem mit einer Warnvorrichtung gemäß nachstehendem Punkt 2.2.1.13 aus- 
gerüstet sein; 

2.2.1. 2.6.3 der Ausfall eines Teils der Übertragungseinrichtung bei hydraulischen Brems- 
anlagen ist dem Führer durch eine Warnvorrichtung anzuzeigen, deren rotes Licht 
spätestens im Augenblick der Betätigung aufleuchten muß. Die Warnvorrichtung 
muß auch am Tage sichtbar sein; der einwandfreie Zustand der Kontrollampe muß 
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2.2. 1.9 


2 . 2 . 1.10 


2 . 2 . 1.11 


vom Fahrer leicht überprüft werden können. Der etwaige Ausfall eines Teiles der 
Einrichtung darf nicht den völligen Verlust der Bremswirkung zur Folge haben; 

für die Anwendung des vorstehenden Punktes 2.2. 1.2.5 werden gewisse Bedien- 
teile wie der Fußhebel, der Fußhebelhalter, der Hauptzylinder mit seinen Kolben 
(bei hydraulischen Bremsanlagen), das Bremsventil (bei pneumatischen Brems- 
anlagen), die Verbindung zwischen Fußhebel und Hauptzylinder oder Verteiler, 
die Bremszylinder und ihre Kolben (bei hydraulischen bzw. pneumatischen Brems- 
anlagen) sowie die Nockenhebel der Bremsen nicht als störanfällig angesehen, 
vorausgesetzt, daß diese Teile reichlich berechnete Abmessungen besitzen, für 
die Wartung leicht zugänglich sind und Sicherheitsmerkmale aufweisen, die 
mindestens den für die übrigen wichtigen Fahrzeugteile (wie z. B. für das Lenk- 
gestänge) geforderten Eigenschaften entsprechen. Wenn der Ausfall eines einzi- 
gen dieser Teile die Bremsung des Fahrzeugs mit einer Bremswirkung mindestens 
gleich der der Hilfsbremse unmöglich macht, so muß dieser Teil aus Metall oder 
aus einem Werkstoff mit gleichwertigen Eigenschaften bestehen und darf bei 
normaler Betätigung der Bremsanlage keine nennenswerte Verformung erfahren. 

Bei getrennter Betätigung der Betriebsbremsanlage und der Hilfsbremsanlage darf 
die gleichzeitige Betätigung derselben nicht zur Folge haben, daß sowohl die 
Betriebsbremsanlage als auch die Hilfsbremsanlage unwirksam werden; dies gilt 
sowohl für den Fall, daß beide Bremsanlagen einwandfrei arbeiten, als auch für 
den Fall, daß in einer derselben eine Störung eintritt. 

Bei Fahrzeugen der Klassen M3 und N3 muß die Betriebsbremsanlage, gleichviel 
ob sie mit der Hilfsbremsanlage kombiniert ist oder nicht, so beschaffen sein, daß 
bei Ausfall eines Teiles der Übertragungseinrichtung eine ausreichende Anzahl 
Räder durch Betätigung der Betriebsbremsanlage gebremst werden; diese Räder 
sind so zu wählen, daß die Restbremswirkung der Betriebsbremsanlage minde- 
stens 30 ®/o der für die Fahrzeugklasse vorgeschriebenen Bremswirkung beträgt. 
Diese Vorschriften gelten jedoch nicht für Sattelschlepper, wenn die Übertra- 
gungseinrichtung der Betriebsbremsanlage des Sattelanhängers von derjenigen 
der Zugmaschine unabhängig ist. 

Wird eine andere Kraftquelle als die Muskelkraft des Fahrers verwendet, so 
genügt eine einzige Kraftquelle (Hydraulikpumpe, Luftpresser usw.), doch muß 
die Art des Antriebs dieser Kraftquelle völlige Sicherheit gewährleisten. Bei Aus- 
fall eines Teiles der Übertragungseinrichtung der Bremsanlage muß die Speisung 
des von der Störung nicht betroffenen Teils weiterhin gesichert sein, wenn dies 
zur Abbremsung des Fahrzeugs mit der für die Hilfsbremse vorgeschriebenen 
Bremswirkung erforderlich ist; diese Bedingung ist mit Hilfe von Vorrichtungen 
zu erzielen, die bei Stillstand des Fahrzeugs oder durch eine automatische Ein- 
richtung leicht in Gang zu setzen sind. 

Die Vorschriften der Punkte 2.2.1. 2, 2. 2.1.4 und 2.2. 1.5 müssen erfüllt sein, ohne 
daß hierfür eine automatische Einrichtung erforderlich ist, deren Ausfall dadurch 
unbemerkt bleiben könnte, daß normalerweise in Ruhestellung befindliche Teile 
erst bei einer Störung der Bremsanlage in Wirkung treten. 

Die Betriebsbremsanlage muß auf alle Räder des Fahrzeugs wirken. 

Die Wirkung der Betriebsbremsanlage muß über die Achsen angemessen verteilt 
werden. 

Die Wirkung der Betriebsbremsanlage muß auf die Räder einer Achse symme- 
trisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs verteilt werden. 

Die Betriebsbremsanlage und die Feststellbremsanlage müssen auf Bremsflächen 
wirken, die mit den Rädern über ausreichend feste Teile verbunden sind. Alle 
Bremsflächen müssen auf nicht auskuppelbare Teile wirken; jedoch ist für die 
Betriebsbremsanlage und die Hilfsbremsanlage ein solches Auskuppeln für be- 
stimmte Bremsflächen zulässig, vorausgesetzt, daß das Auskuppeln nur vorüber- 
gehend z. B. beim Geschwindigkeitswechsel stattfindet und die Betriebsanlage 
oder Hilfsbremsanlage die erforderliche Bremswirkung beibehält. Ferner ist ein 
Auskuppeln zulässig für die Feststellbremsanlage, vorausgesetzt, daß dies aus- 
schließlich vom Fahrersitz aus über eine Vorrichtung erfolgt, die nicht infolge 
einer Undichtigkeit in Wirkung treten kann. 

Die Abnutzung der Bremsen muß über eine handbetätigte oder automatische 
Nachstell vor riÄtung leicht ausgleichbar sein. Ferner müssen die Betätigungs- 
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einrichtung und die Elemente der Kraftübertragung und der Bremsen eine Weg- 
reserve besitzen, die bei Erwärmung der Bremsen oder nach Erreichen eines 
gewissen Abnutzungsgrades die Bremswirkung, ohne ein sofortiges Nadistellen 
zu erfordern, aufrediterhalten. 

Bei hydraulischen Bremsanlagen müssen die Einfüllöffnungen der Flüssigkeits- 
behälter leicht zugänglich sein; ferner müssen die Flüssigkeitsbehälter so beschaf- 
fen sein, daß eine leichte Prüfung des Flüssigkeitsspiegels im Behälter möglich 
ist, ohne daß dieser geöffnet werden muß. 

Jedes Fahrzeug, das eine über einen Kraftspeidier betriebene Bremse aufweist, 

muÖ falls eine Bremsung mit der vorgeschriebenen Wirksamkeit nur unter 

Benutzung der der Speicherenergie möglich ist — außer dem Manometer eine 
optisch oder akustisch wirkende Warnvorrichtung aufweisen, die anzeigt, daß der 
Druck vor dem Bremsventil auf 65 ^/o seines Normalwertes oder darunter absinkt. 
Diese Vorrichtung muß unmittelbar und ständig an den Bremskreis angeschlossen 
sein. 

Ist unbeschadet der in Punkt 2. 1.2.3 festgelegten Bedingungen für das Arbeiten 
einer Bremsanlage eine Hilfskraftunterstützung erforderlich, so muß der Kraft- 
vorrat so bemessen sein, daß bei Stillstand des Motors die Bremswirkung aus- 
reichend bleibt, um das Fahrzeug unter den vorgeschriebenen Bedingungen zum 
Halten zu bringen. Ist ferner die Muskelkraft des Fahrers bei der Betätigung der 
Feststellbremsanlage durch eine Hilfskraft unterstützt, so muß die Betätigung der 
Feststellbremsanlage bei Ausfall der Hilfskraft gegebenenfalls dadurch sicherge- 
stellt sein, daß ein von der normalerweise verwendeten Hilfskraft unabhängiger 
Kraft Vorrat in Anspruch genommen wird. Der Ausdruck „Betätigung" umfaßt auch 
die Lösung einer Sperre. 

Bei Fahrzeugen, die einen Anhänger mit einer vom Führer des Zugfahrzeugs 
betätigten Bremse mit sich führen dürfen, muß die Betriebsbrems anlage des 
Zugfahrzeugs mit einer Vorrichtung versehen sein, mit der es möglich ist, bei 
Ausfall der Anhängerbremsanlage oder bei Unterbrechung der pneumatischen 
(oder sonstigen) Verbindung zwischen Zugfahrzeug und Anhänger das Zugfahr- 
zeug mit der für die Hilfsbremse vorgeschriebenen Bremswirkung abzubremsen; 
um dies zu erreichen, wird insbesondere vorgeschrieben, daß sich diese Vorrich- 
tung auf dem Zugfahrzeug befindet. 

Neben Verbraucher dürfen die für sie erforderliche Energie nur unter der Bedin- 
gung aus dem Kraftvorrat entnehmen, daß auch bei einem Versagen der Kraft- 
quelle der Kraftvorrat für die Bremsanlagen nicht unter den im Punkt 2.2.1.13 
festgelegten Wert absinken kann. 

Gehört der Anhänger zur Klasse O3 oder O4, so muß die Betriebsbremsanlage 
durchgehend oder halbdurchgehend sein. 

Handelt es sich um ein Fahrzeug, das zum Ziehen eines Anhängers der Klasse 
O3 oder O4 zugelassen ist, so müssen die Bremsanlagen folgende Bedingungen 
erfüllen: 

bei der Betätigung der Hilfsbremsanlage des Zugfahrzeugs muß eine entspre- 
chende Bremsung des Anhängers ebenfalls gewährleistet sein; 

bei Ausfall der Betriebsbremsanlage des Zugfahrzeugs müssen, falls die Betriebs- 
bremsanlage aus mindestens zwei unabhängigen Teilen besteht, die von der 
Störung nicht betroffenen Teile imstande sein, die Anhängerbremsen vollständig 
oder teilweise zu betätigen. Diese Betätigung muß abstufbar sein-, 

beim Abreißen oder bei Undichtigkeit einer pneumatischen (oder sonstigen) Ver- 
bindungsleitung muß es dem Führer jedoch möglich sein, die Anhängerbremsen 
ganz oder teilweise zu betätigen, und zwar entweder durch Betätigung der Be- 
triebsbremsanlage, durch Betätigung der Hilfsbremsanlage oder durch eine be- 
sondere Betätigung, außer wenn durch das Abreißen oder die Undichtigkeit die 
Bremsung des Anhängers selbstätig bewirkt wird. 

Fahrzeuge der Klasse O 

Anhänger der Klasse Oi brauchen nicht mit einer Betriebsbremsanlage ausge- 
rüstet zu sein; jedoch müssen Anhänger, die zum Anhängen an ein Zugfahrzeug 
der Klasse Mi bestimmt sind, bzw. an Zugfahrzeuge, deren Leergewicht niedriger 
ist als das Doppelte des Höchstgewichts des Anhängers, dieselben Vorschriften 
erfüllen wie Anhänger der Klasse O2. 
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Alle Anhänger der Klasse O 2 müssen mit einer Betriebsbremsanlage ausgerüstet 
sein, die entweder durchgehend oder halbdurchgehend oder als Auflaufbremse 
ausgeführt ist. Auflaufbremsen sind nur für Anhänger zulässig, die keine Sattel- 
anhänger sind und unter der Bedingung, daß das zulässige Höchstgewicht des 
Anhängers 75 ^/o des Höchstgewichts des Zugfahrzeugs nicht überschreitet. 

Alle Anhänger der Klasse O3 und O4 müssen mit durchgehender oder halbdurch- 
gehender Betriebsbremsanlage ausgerüstet sein. 

Die Betriebsbremsanlage muß auf alle Räder des Anhängers wirken. 

Die Wirkung der Betriebsbremsanlage muß über die Achsen zweckentsprechend 
verteilt sein. 

Die Wirkung jeder Bremsanlage muß sich symmetrisch zur Längsmittelebene des 
Fahrzeugs auf die Räder ein- und derselben Achse verteilen. 

Die zur Erreichung der vorgeschriebenen Bremswirkung erforderlichen Brems- 
flächen müssen ständig mit den Rädern starr oder über nicht störanfällige Teile 
verbunden sein. 

Die Abnutzung der Bremsen muß durch eine handbetätigte oder selbsttätige Nach- 
stellvorrichtung leicht ausgleichbar sein. Ferner müssen die Bedienungseinrich- 
tung und die Übertragungsmittel sowie die Bremsen eine ausreichende Wege- 
reserve aufweisen, damit bei Erhitzung der Bremsen und nach Erreichung eines 
bestimmten Abnutzungsgrads die Bremsung, ohne daß ein sofortiges Nachstellen 
erforderlich ist, gewährleistet ist. 

Die Bremsanlagen müssen so beschaffen sein, daß beim Abreißen der Anhänger- 
kupplung während der Fahrt der Anhänger selbsttätig gebremst wird. Diese 
Vorschrift gilt jedoch nicht für einachsige Anhänger mit einem Höchstgewicht bis 
zu 1,5 t, vorausgesetzt, daß diese Anhänger außer der Hauptkupplung eine Hilfs- 
kupplung aufweisen (Kette, Seil usw.), die beim Bruch der Hauptkupplung ver- 
hindert, daß die Anhänger deichsei den Boden berührt. 

Bei allen Anhängern mit Betriebsbremsanlage muß die Feststellbremsanlage auch 
dann betätigt werden können, wenn der Anhänger vom Zugfahrzeug getrennt ist. 
Die Feststellbremsanlage muß von einer am Boden befindlichen Person betätigt 
werden können; jedoch müssen bei Anhängern, die zur Personenbeförderung be- 
stimmt sind, diese Bremsanlagen vom Innern des Anhängers betätigt werden 
können. Der Ausdruck „betätigen" umfaßt auch die Tätigkeit des Lösens. 

Bei Anhängern mit pneumatischer Bremssperre muß diese Einrichtung so beschaf- 
fen und konstruiert sein, daß sie zwangsläufig spätestens dann gelöst wird, 
wenn der Anhänger erneut mit Druckluft beschickt wird. 
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Bremsprüfungen und Wirkung der Bremsanlagen 


Bremsprüfungen 

Allgemeines 

Die für Bremsanlagen vorgesdiriebene Bremswirkung stützt sich auf den Brems- 
weg. Die Bremswirkung wird entweder nadi der Messung des Bremsweges in 
Abhängigkeit von der Ausgangsgeschwindigkeit oder nach der Messung der 
mittleren Voll Verzögerung und der der Ansprech- und Schwelldauer, wie in 
Anhang III vorgeschrieben, beurteilt. 

Der Bremsweg ist die vom Fahrzeug von Beginn der Betätigung der Bremsanlage 
bis zum Stillstand zurückgelegte Strecke; als Ausgangsgeschwindigkeit gilt die 
Geschwindigkeit im Augenblick der Betätigimg der Bremsanlage. In den nach- 
stehenden Formeln für die Messung der Bremswirkung haben die Symbole 
folgende Bedeutungen: 

V = Ausgangsgeschwindigkeit km/h 
S = Bremsweg in Metern. 

Bei der Betriebserlaubnis von Fahrzeugen ist die Bremswirkung durch Prüfungen 
auf der Straße zu messen; diese Prüfungen sind unter folgenden Bedingungen 
durchzuführen: 

das Fahrzeug muß sich in dem für jeden Versuchstyp angegebenen Beladimgszu- 
stand befinden. Dieser ist im Versuchsbericht anzugeben; 

die Prüfung ist bei den für jeden Versuchstyp angegebenen Geschwindigkeiten 
durchzuführen. Ist die durch die Bauart bedingte Höchstgeschwindigkeit des Fahr- 
zeugs niedriger als die für die Prüfung vorgeschriebene Geschwindigkeit, so wird 
die Prüfung bei der Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs durchgeführt; 

die bei den Versuchen auf die Betätigungseinrichtung ausgeübte Kraft zur Errei- 
chung der vorgeschriebenen Bremswirkung darf nicht größer sein als der für jede 
Fahrzeugklasse festgelegte Wert; 

die Straße muß eine Oberfläche aufweisen, die eine gute Haftfähigkeit gewähr- 
leistet; 

bei den Prüfimgen darf keine Beeinflussung durch Wind stattfinden; 

bei Beginn der Prüfimg müssen die kalten Reifen den für die tatsächliche 
Belastung der ruhenden Räder vorgeschriebenen Druck haben; 

die vorgeschriebene Bremswirkung muß ohne Blockieren der Räder, ohne das das 
Fahrzeug seine Spur verläßt und ohne ungewöhnliche Erschütterungen erzielt 
werden. 

Fahrzeugverhalten während der Bremsung 

Bei den Bremsversuchen, insbesondere bei hoher Geschwindigkeit, wird das 
allgemeine Fahrzeugverhalten geprüft. 


Bremsprüfung O 

(Normale Prüfung der Bremswirkung bei kalter Bremse) 

Allgemeines 

Die Bremsen müssen kalt sein. Eine Bremse gilt als kalt, wenn an der Brems- 
scheibe oder außen an der Trommel eine Temperatur von weniger als 100® C 
gemessen wird. 

Die Prüfung ist imter nachstehenden Bedingimgen durchzuführen: 

das Fahrzeug ist voll zu belasten, wobei die Verteilung des Gewichts auf die 
Achsen den Angaben des Herstellers entspricht. Gelten mehrere Vorschriften für 
die Achslasten, so ist das Höchstgewicht in der Weise auf die Achsen zu verteilen, 
daß jede Achslast der zulässigen höchsten Achsbelastung proportional ist; 
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1.2.3 

1.2.3.1 


1.3 

1.3.1 
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Bei Kraftfahrzeugen sind die Prüfungen mit unbelastetem Fahrzeug zu wieder- 
holen, wobei sich im Fahrzeug nur der Fahrer und ggf. eine weitere Person 
befindet, die möglichst auf der vorderen Sitzbank Platz nimmt und die Ergebnisse 
der Prüfung zu verfolgen hat; 

die vorgeschriebenen Grenzen für die Mindestbremswirkung sowohl bei belade- 
nen wie unbeladenen Fahrzeugen sind für die einzelnen Fahrzeugklassen nach- 
stehend angegeben: 

die Fahrbahn muß horizontal sein. 

Bremsprüfung O mit ausgekuppeltem Motor 

Die Prüfung ist bei der für die jeweilige Fahrzeugklasse angegebenen Ge- 
schwindigkeit vorzunehmen; bei den einschlägigen Werten ist eine gewisse 
Toleranz zulässig. Die für jede Klasse vorgeschriebene Mindestbremswirkung 
muß erreicht werden. 

Bremsprüfung O mit eingekuppeltem Motor 

Unabhängig von den unter Punkt 1.2.2 vorgeschriebenen Prüfungen, werden die 
Prüfungen bei eingekuppeltem Motor als Ergänzungsprüfungen bei verschiedenen 
Geschwindigkeiten durchgeführt, wobei die niedrigste Geschwindigkeit 30 Vo 
der Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs und die Höchstgeschwindigkeit 80 Vo 
dieser Höchstgeschwindigkeit beträgt. Die Werte betreffend die gemessene 
Bremswirkung sowie das Verhalten des Fahrzeugs werden im Prüfbericht ver- 
merkt. 


Bremsprüfung I 
(Wärmefading-Test) 

Mit wiederholten Bremsungen (snaptest) 

Die Betriebsbremsen von Fahrzeugen der Klassen Mi, M 2 , M:?, Ni, N 2 , N 3 werden 
in der Weise geprüft, daß bei beladenem Fahrzeug unter den in folgender Tabelle 
angegebenen Prüfbedingungen eine Anzahl aufeinanderfolgender Bremsungen 
vorgenommen werden: 


\ Piüf- 

bedin- 
gungen 

Fahr- 

zeug- 

klasse 

Vi 

km/h 

V 2 

km/h 

t 

sec. 

n 

Ml 

80 «/o V max 
^ 120 

V2 Vi 

45" 

15 

M2 

80 «/o V max 
< 100 

■/2 Vi 

55" 

15 

Ms 

80 */o V max 
^ 60 

'/2 Vi 

60" 

20 

Ni 

80 ®/o V max 
^ 120 

V2 Vi 

55" 

15 

N2 

80 Vo V max 
< 60 

V2 Vi 

60" 

20 

Ns 

80 Vo V max 
^ 60 

V2 Vi 

60" 

20 


wobei die Symbole folgende Bedeutung haben: 

Vi = Ausgangsgeschwindigkeit zu Beginn der Bremsung 
V 2 ^ Geschwindigkeit am Ende der Bremsung 
V max = Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs 
n Anzahl der Bremsungen 

A t = Dauer eines Bremszyklus; Zeitraum zwischen dem Beginn einer Brem- 
sung und dem Beginn einer nächsten Bremsung 
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1.3. 1.2 Lassen die Eigenschaften des Fahrzeugs die Einhaltung der für A t vorgeschrie- 
benen Dauer nicht zu, so kann diese erhöht werden, auf jeden Fall müssen außer 
der zur Bremsung und Beschleunigung des Fahrzeugs erforderlichen Zeit 10 Se- 
kunden für jeden Bremszyklus zur Stabilisierung der Geschwindigkeit Vi 
verfügbar sein. 

1.3. 1.3 Bei diesen Prüfungen muß die auf die Bedienungseinrichtung ausgeübte Kraft 
bei der ersten Bremsung so eingestellt sein, daß eine mittlere Beschleunigung von 
3 m/sec“ erreicht wird. Diese Kraft muß während allen aufeinanderfolgenden 
Bremsungen konstant bleiben. 

1.3. 1.4 Während der Bremsungen bleibt der Motor mit der höchsten Getriebestufung 
eingekuppelt (ohne Schnellgang, „overdrive", usw.). 

1.3. 1.5 Bei der Wiederbeschleunigung nach erfolgter Bremsung muß die Geschwindig- 
keitsänderung so erfolgen, daß die Geschwindigkeit Vi in möglichst kurzer Zeit 
erreicht wird (höchste mit dem Motor und dem Getriebe erreichbare Beschleu- 
nigung). 

1.3.2 Mit konstanter Bremsung 

1. 3.2.1 Die Betriebsbremsen von Anhängern der Fahrzeugklassen Oa und Oj werden so 
geprüft, daß bei beladenem Fahrzeug die Energieaufnahme der Bremsen der- 
jenigen eines Fahrzeugs entspricht, das im gleichen Zeitraum mit konstanter 
Geschwindigkeit von 40 km/h auf einem 7^oigen Gefälle über eine Strecke von 
1,7 km fährt. 

1.3. 2. 2 Die Prüfung kann auf einer ebenen Straße durchgeführt werden, wobei der 
Anhänger von einem Kraftfahrzeug geschleppt wird; während der Prüfung ist die 
Betätigungskraft so einzustellen, daß der Widerstand des Anhängers (7^/o des 
Anhängergewichts) konstant bleibt. Reicht die verfügbare Leistung des Zugfahr- 
zeugs nicht aus, so kann mit einer kleineren Geschwindigkeit auf einer entspre- 
chend längeren Strecke wie folgt geschleppt werden: 


Geschwindigkeit ! t: .c x 

_ (in km/h) I Entfernun g (in m) 

40 I 1 700 

30 1 950 

20 I 2 500 

15 1 3 100 


1.3.3 Restbremswirkung 

1.3. 3.1 Am Schluß der Bremsprüfung I (siehe Beschreibung in Punkt 1.3.1 oder 1.3.2 dieses 
Anhangs) wird unter den Verhältnissen der Bremsprüfung O (wobei jedoch 
andere Temperaturbedingungen auftreten können) die Restbremswirkung der 
Betriebsbremsanlage ermittelt; diese Restbremswirkung darf nicht unter 80 ®/o 
der für die betreffende Klasse vorgeschriebenen Bremswirkung und nicht unter 
60 Vo des bei der Bremsprüfung O mit ausgekuppeltem Motor ermittelten Wertes 
liegen. 

1.4 Bremsprüfung II 

(Prüfung des Fahrzeugverhaltens in langen Gefällstrecken) 

1.4.1 Die beladenen Fahrzeuge werden in der Weise geprüft, daß die Energieaufnahme 
derjenigen entspricht, die während des gleichen Zeitraums bei einem beladenen 
Fahrzeug entsteht, das mit einer Geschwindigkeit von 30 km/h auf einem 6Voigen 
Gefälle über eine Strecke von 6 km fährt, wobei der entsprechende Getriebegang 
(bei Kraftfahrzeugen) eingeschaltet und die Dauerbremse, falls vorhanden, in 
Gebrauch ist. Die Getriebestufung muß derart sein, daß die Motordrehzahl den 
vom Hersteller vorgeschriebenen Höchstwert nicht überschreitet. 

1.4.2 Bei Fahrzeugen, bei denen die Energieaufnahme ausschließlich durch die Brems- 
wirkung des Motors erfolgt, ist eine Toleranz von ±5 km/h für die mittlere Ge- 
schwindigkeit zulässig, wobei die Getriebestufung so gewählt wird, daß eine 
Stabilisierung der Fahrgeschwindigkeit bei einem Wert erzielt wird, der bei 
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6^/oigem Gefälle möglichst nahe an der Geschwindigkeit von 30 km/h liegt. Erfolgt 
die Ermittlung der Motorbremswirkung allein durch eine Verzögerungsmessung, 
so genügt es, wenn eine mittlere Verzögerung von mindestens 0,5 m/sec- ge- 
messen wird. 

1.4.3 Am Schluß der Prüfungen wird unter den Verhältnissen der Bremsprüfung O 

(jedoch selbstverständlich bei anderen Temperaturbedingungen) die Restbrems- 
wirkung der Betriebsbremsanlage ermittelt; diese Restbremswirkung darf nicht 
unter 75 ®/o des für die Bremsprüfung O mit ausgekuppeltem Motor ermittelten 
Wertes liegen. 

1.5 Bremsprütung II bis 

(für Fahrzeuge der Klassen und M:;, die in gebirgigen Gegenden verkehren) 

1.5.1 Die beladenen Fahrzeuge werden in der Weise geprüft, daß die Energieaufnahme 
derjenigen entspricht, die während des gleichen Zeitraums bei einem beladenen 
Fahrzeug entsteht, das mit einer Geschwindigkeit von 30 km/h auf einem 7^'oigen 
Gefälle über eine Strecke von 6 km fährt. Während des Versuches dürfen die 
Betriebsbrems-, die Hilfsbrems- und die Feststellbremsanlage nicht betätigt wer- 
den. Die Getriebestufung ist so zu wählen, daß die Motordrehzahl den vom Her- 
steller vorgeschriebenen Höchstwert nicht übersteigt. 

1.5.2 Bei Fahrzeugen, bei denen die Energieaufnahme ausschließlich durch die Brems- 
wirkung des Motors erfolgt, ist eine Toleranz von ±5 km/h für die mittlere Ge- 
schwindigkeit zulässig, wobei die Getriebestufung so gewählt wird, daß eine 
Stabilisierung der Fahrgeschwindigkeit bei einem Wert erzielt wird, der bei 
7^‘/oigem Gefälle möglichst nahe an der Geschwindigkeit von 30 km/h liegt. Erfolgt 
die Ermittlung der Motorbremswirkung allein durch eine Verzögerungsmessung, 
so genügt es, wenn eine mittlere Verzögerung von mindestens 0,6 m/sec- ge- 
messen wird. 


2 Leistungsangaben für die Bremsanlagen 

2.1 Fahrzeuge der Klasse M und N 

2.1.1 Betriebsbremsanlage 

2. 1.1.1 Prüfvorschriften 

2. 1.1. 1.1 Die Betriebsbremsanlagen der Fahrzeuge der Klassen Mi, M2, M.-j, Ni, N2, N3 
werden nach Maßnahme der in folgender Tabelle angegebnen Bedingungen ge- 
prüft: 



Ml 1 

M2 1 M:5 I 

Ni 

1 Ns 

1 N:t 

Prüftyp 

0 - I 

O-I O-I-II 

1 

O-I 

0 - I 

O-I-II 

V 

80 km/h 

60 km/h 1 60 km/h 

70 km/h 

50 km/h 

40 km/h 

s 

i < 0,1 V + V“ 

2 0,15 V + V- 

< 

0,15 V + V^ 


150 

130 


115 

dm 

i 5,8 m/sec^ 

5 m/sec- 


4,4 m/sec- 


f 

2 50 kg 

2 70 kg 1 < 70 kg 

2 70 kg 

< 70 kg 

1 2 70 kg 


Die Symbole haben folgende Bedeutung: 
V = Prüfgeschwindigkeit 

S = Bremsweg 

dm = mittlere Vollverzögerung 

f = Betätigungskraft am Fußhebel 
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2 . 1.2 
2. 1.2.1 

2.1.2.2 

2.1.2.3 

2.1.2.4 

2.1.3 

2.1.3.1 

2.1.3.2 

2. 1.3.3 

2.1.3.4 

2.1.3.5 

2.2 

2 . 2.1 

2 . 2 . 1. 1 
2 . 2 . 1 . 1.1 

2. 2.1.2 
2.2. 1.2.1 

2.2. 1.2,2 
2.2,1.2,2.1 

2.2.1.2.2.2 

2.2.1.3 


Hilfsbremsanlage 

Mit der Hilfsbremsanlage muß, selbst wenn deren Betätigungseinrichtung noch 
andere Bremsfunktionen einleitet, ein Bremsweg erreicht werden, der mindestens 
gleich dem ersten Glied plus dem doppelten Betrag des zweiten Glieds in dem 
Binom für den Bremsweg der Betriebsbremse der betreffenden Fahrzeugklasse ist. 

Wird die Hilfsbremsanlage von Hand betätigt, so muß die Bremswirkung mit 
einer Betätigungskraft von nicht mehr als 40 kg bei Fahrzeugen der Klasse Mi 
und 60 kg bei den anderen Fahrzeugen erreicht werden, und die Bedienungsein- 
richtung muß so angeordnet sein, daß sie vom Führer leicht und schnell zu 
erreichen ist. 

Wird die Hilfsbremsanlage mit dem Fuß betätigt, so muß die vorgeschriebene 
Bremswirkung mit einer Betätigungskraft am Fußhebel von nicht mehr als 50 kg 
für Fahrzeuge der Klasse M^ und 70 kg für die anderen Fahrzeuge erzielt werden, 
und die Bedienungseinrichtung muß so angeordnet sein, daß sie vom Führer 
leicht und schnell zu erreichen ist. 

Die Bremswirkung der Hilfsbremsanlage wird durch die Bremsprüfung O er- 
mittelt. 


Feststellbremsanlage 

Mit der Feststellbremsanlage muß es möglich sein, auch wenn diese mit anderen 
Bremseinrichtungen kombiniert ist, das beladene Fahrzeug in einer Steigerung 
oder einem Gefälle von 16 Vo festzubremsen. 

Bei Fahrzeugen, die Anhänger mitführen können, muß die Feststellbremsanlage 
imstande sein, den Zug auf einer Gefällstrecke von 12 ®/o fest zu bremsen. 

Wird die Bremsanlage von Hand betätigt, so darf die Betätigungskraft 40 kg bei 
Fahrzeugen der Klasse Mi und 60 kg bei allen anderen Fahrzeugen nicht über- 
steigen. 

Wird die Bremsanlage mit dem Fuß betätigt, so darf die Betätigungskraft 50 kg 
bei Fahrzeugen der Klasse Mi und 70 kg bei allen anderen Fahrzeugen nicht über- 
steigen. 

Feststellbremsanlagen, die mehrmals betätigt werden müssen, bevor sic die vor- 
geschriebene Bremswirkung erreichen, können zugelassen werden. 


Fahrzeuge der Klasse O 


Betriebsbremsanlagen 
Prüfvorschrift für Fahrzeuge der Kategorie Oi 

Ist eine Betriebsbremsanlage vorgeschrieben, so muß deren Bremswirkung die 
Vorschriften für die Fahrzeugklasse O 2 erfüllen. 

Prüfvorschriften für Fahrzeuge der Klasse O 2 

Ist die Betriebsbremsanlage des Anhängers durchgehend oder halbdurchgehend, 
so muß die Summe der am Radumfang ausgeübten Bremskräfte mindestens 45 Vo 
der auf die Räder unter statischen Bedingungen ausgeübten Höchstlast betragen. 

Ist die Bremsanlage als Auflaufbremse ausgeführt, so muß sie folgende Bedin- 
gungen erfüllen: 

bei einer Deichselkraft des Anhängers von maximal 6 Vo der Summe der höchst- 
zulässigen Achslasten des Anhängers muß die Summe der am Radumfang aus- 
geübten Bremskräfte mindestens 45 ^/o der auf diese Räder wirkenden höchstzu- 
lässigen Belastung betragen; 

auf keinen Fall darf die Auflaufbremse auf die Wirkung kleiner Verzögerungen 
ansprechen, die im normalen Fährbetrieb ohne Betätigung der Betriebsbrems- 
anlage auftreten. 

Prüf Vorschriften für Fahrzeuge der Klasse O;’, 


16 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3750 


2.2. 1.3.1 

2.2. 1.3.2 

2.2. 1.4 

2.2.1. 4.1 

2.2. 1.4.2 

2.2.2 
2,2.2. 1 

2.3 

2.3.1 


Für die Fahrzeuge dieser Klasse gelten die gleichen Vorschriften wie für 
Klasse O2; außerdem sind diese Fahrzeuge der Bremsprüfung I zu unterziehen. 

Bei der Bremsprüfung I von Sattelanhängern entspricht das von der Anhänger- 
achse abgebremste Gewicht der auf dieser Achse (bzw. den Achsen) des Anhän- 
gers ruhenden Last bei maximaler Zuladung, 

Prüfvorschriften für Fahrzeuge der Klasse O4 

Für die Fahrzeuge dieser Klasse gelten die gleichen Vorschriften wie für 
Klasse O2; außerdem sind diese Fahrzeuge den Bremsprüfungen I und II zu unter- 
ziehen. 

Bei den Bremsprüfungen I und II von Sattelanhängern entspricht das von der 
Anhängerachse abgebremste Gewicht der auf dieser Achse (bzw. den Achsen) des 
Anhängers ruhenden Last bei maximaler Zuladung. 

Feststellbremsanlagen 

Die Feststellbremsanlage des Anhängers oder Sattelanhängers muß, vollbeladen 
und vom Zugfahrzeug getrennt, den Anhänger oder den Sattelanhänger auf einer 
Gefällstrecke von I6 V0 festbremsen können. Die Betätigungskraft darf 60 kg 
nicht übersteigen. 


Ansprech- und Schwelldauer 

Bei allen Fahrzeugen, bei denen die Betriebsbremsanlage vollständig oder teil- 
weise von einer Fremdkraftquelle gespeist wird, muß folgende Bedingung erfüllt 
sein: 

Bei plötzlicher Betätigung der Bremsanlage muß die Zeit zwischen dem Beginn der 
Betätigung und dem Augenblick, wo die Bremskraft an der am meisten benach- 
teiligten Achse den für die vorgeschriebene Bremswirkung erforderlichen Wert 
erhält, höchstens 0,6 Sekunden betragen. 
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Anhang III 

1 

1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

2 

2.1 

2.2 

2.3 

2.4 


3 

3.1 

3.2 
3.2.1 
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Methode zur Messung der Ansprech- und Schwelldauer 
bei Fahrzeugen mit Druckluftbremsanlagen 


Allgemeine Vorschriften 

Der Druckanstieg, der wie nachstehend beschrieben in den Bremszylindern der am 
meisten benachteiligten Achse des Kraftfahrzeugs oder des Zuges gemessen wird, 
darf 0,6 Sekunden nicht übersteigen. 

Bei der Prüfung muß der Hub der Bremszylinder der einzelnen Achsen der so eng 
wie möglich nachgestellten Bremse entsprechen. 

Die vorgenannten Prüfvorschriften gelten für Fahrzeuge bei denen der Höchst- 
druck in der Speiseleitung zwischen 6 und 8 Bar schwankt und der Druck in der 
Bremsleitung in der Größenordnung von 6,5 Bar liegt. 

Abweichende Werte für die Drücke können in Fällen verwendet werden, in 
denen andere Maximaldrücke an den Kupplungsköpfen vorgesehen sind. In die- 
sem Fall sind die Drücke im Prüfprotokoll festzuhalten, und die Höchst- und 
Mindestbetriebsdrücke müssen auf einem am Fahrzeug angebrachten Schild ange- 
geben sein, das bei der Herstellung der Anschlüsse deutlich sichtbar ist. 


Kraftfahrzeuge 

Der Druck im bzw. in den Behältern befindet sich auf dem durch sein eigenes 
Regelsystem festgelegten Mindestwert. 

Der Fußhebel wird in einem Zeitraum zwischen 0,15 bis 0,20 Sekunden voll durch- 
getreten. 

Die Zeit zwischen dem Beginn der Betätigung des Bremspedals und dem Augen- 
blick, wo der Druck in den Bremszylindern der am meisten benachteiligten Achse 
75 Vo seines asymptotischen Wertes erreicht, darf 0,6 Sekunden nicht übersteigen. 

Besitzt das Fahrzeug eine Druckluftverbindung mit zwei Leitungen zur Bremsung 
eines Anhängers, so darf die Zeit t zwischen dem Beginn der Betätigung des 
Fußhebels und dem Augenblick, in dem der Druck pm gemessen am Kupplungs- 
kopf der Bremsleitung, x Vo seines Nennwertes erreicht, nicht größer sein als die 
in nachstehender Tabelle aufgeführten Werte: 


X (in Vo) 

t (in Sekunden) 

10 

0,2 

75 1 

0,4 


Anm.: Die Messung des Drucks pm „am Kupplungskopf" nach obenstehender Angabe muß 
unmittelbar hinter der Verbindungsstelle der vollständigen Bremskupplung 
erfolgen. 


Anhänger und Sattelanhänger 

Der Druck pR in der Speiseleitung beträgt 6,5 Bar. Der Druck im Druckbehälter 
bzw. in den Druckbehältern muß so hoch sein, daß er einem Wert von pR gleich 
6,5 Bar in der Speiseleitung entspricht. 

Die Steuerleitung ist an einen Simulator anzuschließen, der die Bedienanlage 
eines Zugfahrzeugs darstellt und folgende Merkmale aufweist: 

• -VT 

der Simulator muß einen Druckbehälter von 30 1 Fassungsraum aufweisen, in 
dem ein Druck von 6,5 Bar herrscht. Der asymptotische Wert pM des Druckes in 
der Steuerleitung beträgt mindestens 6 Bar. 
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3.2.2 

3.3 


Die Zeit für den Anstieg des Druckes pm von 10 Vo pM auf 75 Vo pM beträgt 
0,2 Sekunden. Zwischen diesen beiden Werten muß der Druckanstieg annähernd 
linear mit der Zeit erfolgen. 

Die Zeit zwischen dem Augenblick, wo der vom Simulator in die Bremsleitung 
gegebene Druck den Wert lOVo pM erreicht, und dem Augenblick, wo der Druck 
in den Bremszylindern der am meisten benachteiligten Achse 75 ®/o seines asym- 
ptotischen Wertes erreicht, darf nicht mehr als 0,4 Sekunden betragen. Der in Para- 
graph 3.2 erwähnte Simulator wird an die Bremsanlage des Anhängers unmittel- 
bar vor dem Kupplungskopf (der vollständigen Bremskupplung) der Steuerieitung 
angeschlossen. 
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Anhang IV 


Energiebehälter 


1. Allgemeine Vorsdiriften 

1.1 Fahrzeuge, bei denen zum Betrieb der Bremsanlage die Verwendung von Druck- 
luft oder Saugluft erforderlich ist, müssen mit Luftbehältem versehen sein, deren 
Fassungsraum die Vorschriften von Punkt 2 und 3 erfüllen. 

1.2 Wenn die Bremsanlage so ausgelegt ist, daß eine mindestens 75®/oige Brems- 
wirkung bei völligem Ausfall der Energiequelle erhalten bleibt, ist für den 
Fassungsraum der Druckluftbehälter keinerlei Regel vorgeschrieben. 

1.3 Bei der Überprüfung der Vorschriften von Punkt 2 und 3 entspricht der Hub der 
verschiedenen Bremszylinder dem Hub, der sich bei eng eingestellter Bremse 
ergibt. 


2 Kraftfahrzeuge 

2.1 Die Druckluftbehälter von Kraftfahrzeugen müssen derart sein, daß nach Durch- 

führung von X Vollbremsungen mit der Betriebsbremse das Niveau der Energie- 
reserve (Überdruck bei Druckluftanlagen, ünterdruck bei Saugluftanlagen) nicht 
unter die Hälfte des Anfangsdrucks absinkt. Die Größe von x ist bei Druckluft- 
anlagen gleich 8 und bei Saugluftanlagen gleich 4. 

2.2 Bei der Prüfung müssen folgende Bedingungen erfüllt werden: 

2.2.1 der Überdruck oder ünterdruck muß im Behälter gleich dem Nenndruck sein; 

2.2.2 die Energiequelle muß stillgelegt werden; 

2.2.3 bei Vorhandensein eines gebremsten Anhängers oder Sattelanhängers, deren 

Betriebsbremsanlage Druckluft verwendet und vom Typ der Einleitungsbremse 
ist, ist die automatische Leitung zu schließen und ein Zwischenbehälter von 0,5 1 
Inhalt an die Bremsleitung anzuschließen. Vor jeder einzelnen Bremsung ist der 
Druck im Zwischenbehälter auf Null zu bringen. 


3 Anhänger und Sattelanhänger 

3.1 Die Druckluftbehälter von Anhängern und Sattelanhängern müssen einen Fas- 
sungsraum haben, der mindestens das n-fache des gesamten Fassungsraums der 
nachgeschalteten Rohrleitungen, Zylinder, Membranzylinder, Nebengeräte usw. 
besitzt. 

3.2 Druckluftbremsen 

3.2.1 als Einleitungssystem: n = 16 

3.2.2 als Zweileitungssystem: n = 15 

3.3 Saugluftbremsen 

3.3.1 als Einleitungssystem 

3.3. 1.1 die Anhängerbremsen sprechen an, wenn die Verbindungsleitung den üm- 
gebungsdruck annimmt. Ein Druckluftbehälter am Anhänger ist nicht erforderlich; 

3.3. 1.2 die Anhängerbremsen sprechen an, wenn in der Verbindungsleitung ünterdruck 
herrscht: n == 4; 

3.3.2 Zweileitungssystem: n — 4. 
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Anhang V 


Federspeicherbremsen und Zylinder mit Rollsperre 


1 Sondervorschriften für Federspeicherbremsen 

Fahrzeuge mit Bremsanlagen, die Federspeicherbremsen verwenden, müssen 
außer den vorhergehenden Vorschriften noch nachstehende Sondervorschriften 
erfüllen: 

1.1 es muß im Falle der ungewollten Inbetriebnahme der Federn eine besondere Ein- 
richtung zum Lösen der Federn vorhanden sein; 

1.2 die Bremsanlage muß so beschaffen sein, daß eine geringfügige Undichtigkeit in 
der Zuführungsleitung zum Federspeicher-Bremszylinder kein plötzliches Ingang- 
setzen der Federn auslöst. Für Kraftfahrzeuge besteht eine zweckmäßige Einrich- 
tung darin, in diese Leitung einen Ausgleichsbehälter einzufügen, der ständig 
mit den Federspeicherzylindern in Verbindung steht, und dessen Trennung nur 
durch Betätigung der Bedienteile für die Federspeicherzylinder erfolgen kann; 

1.3 die Bremsanlage muß mit einer optisch oder akustisch wirkenden Warnvorrich- 
tung versehen sein, die jede anomale Drucksenkung im Zwischenbehälter anzeigt. 
Die Tätigkeit der Warnvorrichtung muß einsetzen, sobald sich der Druck dem 
Niveau nähert, der dem Druck zu Beginn der Bremsung entspricht; 

1.4 sind Federspeicherbremszylinder auf einem Fahrzeug angebracht, das mit einem 
Anhänger versehen werden darf, so muß eine unvorhergesehene Ingangsetzung 
der Federspeicherzylinder die automatische Betätigung der Bremsen des Anhän- 
gers auslösen, oder aber der Federspeicherzylinder muß mit einer Sperreinrich- 
tung versehen sein, die die unbeabsichtigte Betätigung der Bremsen verhindert; 

1.5 der Einbau eines Ventils zur vollständigen Entspannung der Federn bei Druck- 
abfall im Bremskreis ist untersagt. 


2 Sondervorschriften für Zylinder mit Rollensperre 

Fahrzeuge mit Bremsanlagen, die Zylinder mit Rollensperre verwenden, müssen 
außer den vorhergehenden Vorschriften noch nachstehende Sondervorschriften 
erfüllen: 

2.1 die Bremsanlage muß mit einer optisch oder akustisch wirkenden Warnvorrich- 

tung versehen sein, die jede anomale Drucksenkung im Kompressionsraum jedes 
Zylinders anzeigt. Die Tätigkeit der Warnvorrichtung muß einsetzen, sobald sich 
der Druck dem Niveau nähert, der dem Druck zu Beginn der Bremsung entspricht. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. In den Rahmen des gemeinschaftlichen Betriebs- 
erlaubnisverfahrens, das in dem von der Kom- 
mission am 16. Juli 1968^) dem Rat übermittel- 
ten Richtlinienvorschlag enthalten ist, gliedert 
sich auch eine Einzelrichtlinie ein, welche die 
technischen Vorschriften und Kontrollen festsetzt, 
denen Kraftfahrzeuge sowie ihre Anhänger hin- 
sichtlich der Bremsanlagen genügen müssen, 
wenn die Betriebserlaubnis beantragt wird. 

2. Am 3. März 1966 hat die Kommission dem Rat 
einen Richtlinienvorschlag über Bremsanlagen 
übermittelt^), deren Geltungsbereich jedoch nur 
Kraftfahrzeuge der Klassen Mi, Ni und Ni> um- 
faßte, da zu dieser Zeit bei den Arbeiten zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften über die Brems- 
anlagen anderer Kraftfahrzeugklassen Schwierig- 
keiten auftraten, die sich als unüberwindlich er- 
wiesen. 

3. Am 11. April 1967 fand im Rat eine Sitzung der 
Arbeitsgruppe „Wirtschaftsfragen'' statt, die der 
Besprechung mehrerer Richtiinienvorschläge über 
Kraftfahrzeuge, u. a. des Richtlinienvorschlags 
über Bremsen vom 1. März 1966, gewidmet war. 
Im Anschluß an diese Sitzung war die Kommis- 
sion gebeten werden, die technischen Anhänge 
dieser Vorschläge auf den neuesten Stand zu 
bringen. 

4. Am 20. und 21. Juni 1967 hatte die Kommission 
die Gruppe „Beseitigung der technischen Han- 
delshemmnisse — - Kraftfahrzeuge" einberufen, 
um die Überarbeitung der technischen Anhänge 
in Angriff zu nehmen. Bezüglich des Richtlinien- 
vorschlags über Bremsanlagen bestimmter Kraft- 
fahrzeugklassen kam die Gruppe zu dem Ergeb- 
nis, daß in Anbetracht der inzwischen weiter fort- 
geschrittenen Arbeiten der Genfer Wirtschafts- 
kommission für Europa auf dem Gebiet der 
Bremsanlagen eine Ausdehnung auf andere Klas- 
sen von Kraftfahrzeugen und Anhängern durch- 
führbar sei. Eine solche Ausdehnung bedeutete 
selbstverständlich eine völlige Neufassung des 
seinerzeit von der Kommission vorgelegten Richt- 
linienvorschlags. 

5. Am 2. April 1968 trat die Gruppe „Wirtschafts- 
fragen" des Rats erneut zwecks Besprechung der 
Überarbeitung der technischen Anhänge zusam- 
men^). Bezüglich der „Bremsanlagen" nahm die 
Gruppe „Wirtschaftsfragen" die Absicht der 


KOM (68) 529 endg. vom 11. Juli 1968, Amtsbldtt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 12.S vom 
28. November 1968 

-) KOM (66) 58 endg. vom 1. März 1966 
•J Dok. SEK (68) 3274 vom 3. August 1967 


! Kommission zur Kenntnis, die Tragweite der 
I Richtlinie zu erweitern, und beschloß, die Prüfung 
! des bereits vorliegenden Richtlinienvorschlags 
auszusetzen, bis die Kommission dem Rat einen 
Änderungsvorschlag bzw. einen neuen Richt- 
, linienvorschlag unterbreiten würde. 

6. Die Erweiterung des Geltungsbereichs der Richl- 
linie „Bremsanlagen" machte so umfassende Än- 
derungen des ursprünglichen Richtlinienvor- 
schlags notwendig, daß die Kommission es für 
zweckmäßig hielt, einen neuen Richtlinienvor- 
i schlag vorzulegen. 

I 7. Bei der Ausarbeitung dieses neuen Vorschlags 
lehnte sich die Kommission weitgehend an die 
auf diesem Gebiet von der Genfer Wirtschafts- 
kommission für Europa geleisteten Arbeiten an, 
was für den Warenverkehr nur von weiterem 
Vorteil sein kann, da zahlreiche Staaten in die- 
sem Organismus vertreten sind. 

11. Äußere Form des Richtlinienvorschlags 
und Erläuterungen 

! Der Geltungsbereich der Richtlinie ist so umfassend 
wie möglich, d. h. sie gilt für alle Fahrzeuge der 
' Klassen M (Kraftfahrzeuge für Personenbeförde- 
I rung), N (Kraftfahrzeuge für Güterbeförderung) 
und O (Anhänger und Sattelanhänger) (Artikel 1). 

Artikel 2 gliedert die Vorschriften über Bremsan- 
lagen in das EWG-Zulassungsverfahren ein. Es fügt 
sich ferner in die Alternativlösung der Harmonisie- 
i rung insofern ein, als in ihm vorgesehen wird, daß 
! die im Anhang zur Richtlinie festgelegten Gemein- 
I Schaftsvorschriften den gleichen Wert besitzen wie 
I die einzelstaatlichen Vorschriften. So ist es nicht 
möglich, daß ein Mitgliedstaat die nationale Zulas- 
; SLing eines Fahrzeugs unter dem Vorwand verwei- 
! gert, daß die von dieser Richtlinie erfaßten Aus- 
: rüstungen und Merkmale nicht den nationalen Vor- 
! Schriften entsprechen, während sie aber die Gemein- 
I Schaftsvorschriften erfüllen. 

I Artikel 3 berücksichtigt Sicherheitsbelange, indem 
I er vorschreibt, daß Konstruktionsänderungen an ge- 
j wissen Bauteilen eines Fahrzeugtyps eine neue Kon- 
j trolle nicht nur der geänderten Teile, sondern auch 
1 der Bremsanlage erforderlich machen können. Die 
I Entscheidung, ob infolge der vom Hersteller mitge- 
j teilten Änderungen eine neue Kontrolle und infolge- 
j dessen ein neues Bremsprüfungsprotokoll erforder- 
i lieh ist, liegt bei der Verwaltung, welche die Zulas- 
i SLing erteilt hat. Die Liste der Merkmale und Bau- 
teile, die auf die Bremsung von Einfluß sind, ist in 
Anhang I gegeben. 

Artikel 4 stellt Sondervorschriften für Fahrzeuge 
i der Klassen Mi> und M3 auf, die zur Personenbeför- 


22 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3750 


derung in gebirgigen Gegenden eingesetzt werden. ] Die Kommission ist innerhalb annehmbarer Fristen 
Aus Gründen der Verkehrssicherheit wurde es i von jedem Vorschriftenentwurf zu unterrichten, der 
für zweckmäßig gehalten, vorzusehen, daß diese von den Mitgliedstaaten auf dem von der Richtlinie 

erfaßten Gebiet ausgearbeitet wird, damit sie sich 
gegebenenfalls hierzu äußern kann (Artikel 5 § 2). 


Fahrzeuge einer Sonderprüfung zu unterziehen sind, j 
die zusätzliche Garantien über die Bremsleitung ; 
bietet, wenn das Fahrzeug auf Gebirgsstraßen mit 
starkem Gefälle verkehrt. Die Entscheidung, ob von 
dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen ist und in 
welchen Gebieten ihres Landes, liegt bei den Mit- 
gliedstaaten. Der Hersteller muß bei der EWG-Zu- 
lassung beantragen, daß sein Fahrzeugtyp dieser 
Sonderprüfung unterzogen werden soll. 

Die Frist für das Inkrafttreten der Richtlinie ist auf . 
18 Monate nach ihrer Bekanntgabe festgesetzt wor- 
den, um den Mitgliedstaaten und sonstigen Betroffe- 
nen zu ermöglichen, der Richtlinie nachzukommen 
(Artikel 5 § 1). 


Artikel 6 fügt sich in die sogenannte Alternativ- 
lösung als Harmonisierungsmethode ein, die vor- 
sieht, daß die Mitgliedstaaten ihre nationalen 
Rechtsvorschriften neben den Gemeinschaftsvor- 
schriften beibehalten können. Um zu vermeiden, 
daß die Hersteller ihre überlieferten Praktiken 
plötzlich aufgeben müssen, ohne über die zur An- 
passung erforderliche Zeit zu verfügen, ist die Ko- 
existenz dieser beiden Regelungen während drei 
Jahren nach Bekanntmachung der Richtlinie obliga- 
torisch; erst von diesem Zeitpunkt ab hat der Mit- 
gliedstaat die Möglichkeit, nur die Gemeinschafts- 
vorschriften in Kraft zu lassen. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
für die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über den Ein- und Ausstieg (Türen, Trittstufen usw.) 
von Kraftfahrzeugen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHATFEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf die Richtlinie des Rates vom zur An- 

gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Betriebserlaubnis von Kraftfahrzeugen und 
ihren Anhängern ^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen die Kraftfahr- 
zeuge nach den nationalen Rechtsvorschriften genü- 
gen müssen, betreffen unter anderem auch den Ein- 
und Ausstieg. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden; hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit ihrer Harmonisierung, vor allem um für 
jeden Fahrzeugtyp das EWG-Betriebserlaubnisver- 
fahren einführen zu können, wie es in der Richt- 
linie vom behandelt ist — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Als Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie gelten 
alle am Straßenverkehr teilnehmenden Kraftfahr- 


0 KOM (68) 529 endg. vom 11. Juli 1968, Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 125 vom 
28. November 1968 


zeuge mit oder ohne Aufbau, mit mindestens vier 
Rädern und einer bauartbedingten Höchstgeschwin- 
digkeit von mehr als 25 km/h. 

Artikel 2 

Kein Mitgliedstaat darf die EWG-Betriebserlaub- 
nis noch die Betriebserlaubnis nationaler Geltung 
eines Fahrzeugs aus Gründen betreffend den Ein- 
und Ausstieg versagen, wenn dieser den im Anhang 
festgelegten technischen Vorschriften entspricht. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen 18 Monaten nach ihrer Be- 
kanntgabe nachzukommen und unterrichten die 
Kommission unverzüglich hiervon. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission von allen Ent- 
würfen späterer Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten, die sie auf dem von dieser Richtlinie erfaßten 
Gebiet zu erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig, daß 
diese sich hierzu äußern kann. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten dürfen die bestehende Rege- 
lung erst drei Jahre nach Veröffentlichung dieser 
Richtlinie im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften außer Kraft setzen, um nur die dieser Richt- 
linie gemäßen Bestimmungen in Kraft zu lassen. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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1 . 

1.1. 

1 . 2 . 

1.3. 

1.4. 

2 . 

2 . 1 . 

2 . 1 . 1 , 

2 . 1 . 2 , 

2 . 2 . 


2.3. 

2.3.1 


2.3.2. 


Anhang zum Vorschlag einer Richtlinie für die Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Ein- und Ausstieg 
(Türen, Trittstufen usw.) von Kraftfahrzeugen 


Allgemeines 

die Beschaffenheit der Fahrzeuge muß sicheres Auf- und Absteigen ermöglichen; 
die Ein- und Ausstiege müssen sich gefahrlos und bequem benutzen lassen; 
die Trittstufen müssen gleitsicher sein; 

Türen und Türverschlüsse müssen so beschaffen sein, daß beim Schließen 
störende Geräusche vermeidbar sind. 


Bau-Montage und Prüfvorschriften 

Trittstufen 

Trittstufen — bei mehreren Trittstufen die untere — ■ dürfen nicht höher als 
650 mm über der Fahrbahn liegen; 

Radnaben und Radfelgen sind als Trittstufen unzulässig. 


Türverschlüsse 

Es gelten die technischen Vorschriften der Verordnung Nr. 11 „Einheitliche 
Vorschriften über die Zulassung von Fahrzeugen hinsichtlich der Widerstands- 
fähigkeit von Türverschlüssen und -Scharniere“ im Anhang zur Vereinbarung 
der Vereinten Nationen (Wirtschaftskommission für Europa) vom 20. März 1958 
betreffend die Vereinheitlichung der Zulassungsbestimmungen und die gegen- 
seitige Anerkennung der Zulassung von Kraftfahrzeugausrüstungsteilen. 


Scharniere 

Die Türbänder (Scharniere) von Drehtüren — ausgenommen Falttüren — an den 
Längsseiten von Kraftfahrzeugen müssen auf der in der Fahrtrichtung vorn 
liegenden Seite der Türen angebracht sein. Dies gilt bei Doppeltüren für den 
Türflügel, der zuerst geöffnet wird; der andere Türflügel muß für sich verriegelt 
werden können; 

es gelten die technischen Vorschriften der unter Punkt 2.2. genannten Verord- 
nung. 


^) Vorläufige Nummer 
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Begründung 


Im Rahmen des gemeinschaftlichen Betriebserlaub- 
nisverfahrens, das in dem von der Kommission am 
16. Juli 1968 dem Rat übermittelten Richtlinien- 
vorschlag enthalten ist, gliedert sich eine Reihe von 
Einzelrichtlinien ein, welche die technischen Vor- 
schriften und Kontrollen festsetzen, denen Kraftfahr- 
zeuge sowie ihre Anhänger genügen müssen, wenn 
die Betriebserlaubnis beantragt wird. Diese Vor- 
schriften betreffen unter anderen den Ein- und Aus- 
stieg (Türen, Trittstufen usw.) von Kraftfahrzeugen. 
Der Geltungsbereich wurde auf alle Klassen von 
Kraftfahrzeugen mit mindestens vier Rädern ausge- 
dehnt, deren bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit 
25 km/h übersteigt (Artikel 1). 

Mit Artikel 2 werden die Vorschriften für Türen in 
das Vorfahren für die EWG-Betriebserlaubnis einge- 
gliedert. 

Er fügt sich weiterhin in die Alternativlösung der 
Harmonisierung insofern ein, als darin vorgesehen 
wird, daß die im Anhang zur Richtlinie festgelegten 
Gemeinschaftsvorschriften den gleichen Wert besit- 
zen wie die einzelstaatlichen Vorschriften. So ist es 
nicht möglich, daß ein Mitgliedstaat die nationale 
Betriebserlaubnis eines Fahrzeugs unter dem Vor- 

KOM (68) 529 endg. vom 11. Juli 1968, Amtsblatt 

der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 125 vom 

28. November 1968 


wand verweigert, daß die von dieser Richtlinie er- 
faßten Ausrüstungen und Merkmale nicht den natio- 
nalen Vorschriften entsprechen, während sie aber 
die Gemeinschaftsvorschriften erfüllen. 

Die Frist für die Inkraftsetzung der Richtlinie ist auf 
18 Monate nach ihrer Bekanntgabe festgesetzt wor- 
den, um den Mitgliedstaaten und sonstigen Betrof- 
fenen zu ermöglichen, der Richtlinie nachzukommen 
(Artikel 3 § 1). 

Die Kommission ist innerhalb annehmbarer Fristen 
von jedem Vorschriftenentwurf zu unterrichten, der 
von den Mitgliedstaaten auf dem von der Richtlinie 
erfaßten Gebiet ausgearbeitet wird, damit diese sich 
gegebenenfalls hierzu äußern kann (Artikel 3 § 2). 

Artikel 4 fügt sich in die sogenannte Alternativ- 
lösung als Harmonisierungsmethode ein, die vor- 
sieht, daß die Mitgliedstaaten ihre nationalen 
Rechtsvorschriften neben den Gemeinschaftsvor- 
schriften beibehalten können. Um zu vermeiden, daß 
die Hersteller ihre überlieferten Praktiken plötzlich 
aufgeben müssen, ohne über die zur Anpassung er- 
forderliche Zeit zu verfügen, ist die Koexistenz die- 
ser beiden Regelungen während drei Jahren nach 
Bekanntmachung der Richtlinie obligatorisch; erst 
von diesem Zeitpunkt ab hat der Mitgliedstaat die 
Möglichkeit, nur die Gemeinschaftsvorschriften in 
Kraft zu lassen. 
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